
Aktenzeichen:
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Verkündet

am 190 November 1957

l m N a m e n d e e V o l k e 3

In Sachen

Klägers und Revisionsklägers,

g e g e n

0.1...0-0 ........ count.........ooooltooooooo.

Bek„agte und Revisionsbeklagte,

hat der 50 Senat des Bundessozialgeriehts

auf die mündliche Verhandlung vom

190 November 1957 für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil

des Bayerischen Landessozialgeriehts vom
26„ August 1955 wird, soweit sie die Inva—

lidenrente bis zum 31° Dezember 1956 betrifft,

zurückgewiesen° Im übrigen wird die Beklagte

verurteilt, dem Kläger für die Zeit vom

1° Januar 1957 an einen neuen Bescheid zu
erteilen°

Die Beteiligten haben einander Kosten des

Revisionsverfahrens nicht zu erstatten„
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G r ü n d_e„..-...... «..—_

I°

Der 1896 geborene Kläger litt nach den Fest—

stellungen des Landessozialgeriehts (LSGO) seit Frühjahr
1951 an einer Silikose mittleren Grades ohne Zeichen aktiv

fortsehreitender The und an einer Herzmuskelsehwäehe„‘

Nachdem er im Januar 1952 arbeitsunfühig krank geworden

war, stellte er um 26° Februar 1952 Antrag auf Invaliden—

rente° Die Beklagte bewilligte die Invalidenrente mit

Bescheid vom 26" November 1952 vom 290 Juli 1952 an, dem

auf den Wegfall des Krenkengeldes folgenden Tage„ Ausser—

dem erhielt der Kläger von der Berufsgenosscnsehaft der

Keramisehen und Glasindustrie gemäss Bescheid vom

23° Februar 1953 von 1° August 1952 an eine Unfall—Teil—

rente nach einer Minderung der ErWerbsfähigkeit (MdEo)

von 30 V„H„ Diese Rente wurde ihm auf Grund der Fünften

Berufskrankheiten—Verordnung (VO) vom 26„ Juli 1952
(BGBl„ I S° 595)bewilligt‚ in deren Anlage unter Nr„ 27 &
"Staublungenerkrankungen (Silikose)" allgemein als

Berufskrenkheiten anerkannt werden sind, während bis

dahin nur schwere Steublungenerkrankungen und unter

bestimmten Voraussetzungen Staublungenerkrankungen in

Verbindung mit aktiv fortsehreitender Tuberkulose als

.
Berufskrankheiten galten (Nr° 17 a und b der Anlage zur
Dritten Berufskrankheiten—VO vom 16°12„1936‚ RGBlD I

S° 1117)0 Als Zeitpunit des Beginns der Krankheit gab die

Berufsgenossensehaft im Bewilligungebesoheid den 1° August

1952 an, das ist der Tag, an dem die Fünfte Berufskrank—

heiten—VO in Kraft getreten war„ Mit Rücksicht auf die
Gewährung der Unfallrente brachte die Beklagte durch

Bescheid vom 160 März 1953 ein Viertel der Invalidenrente
des Klägers vom 10 März

.

953 an zum Ruhen° Gegen die Kür—

zung seiner Invel;dcnren “

|

to legte der Kläger beim Ober—

versieherungsemt Etrnberg Berufung ein° Diese ging mit dem

Inkrafttreten des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) als Klage

auf das Sozialgericht (SGD) Bayreuth über, das die Be—
klagte verurteilte, den Kläger die Invalidenrente unver—
kürzt zu gewähren:jFür die Frage des Ruhcns der Rente
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—3—
nach 5 1274 Reieheverhicherungsordnung (EVO) eoF„ komme

es darauf an, ob die Berufskrankheit vor oder nach dem

Eintritt der Invalidität begonnen habe° Daebcr eine

Berufskrankheit als—Vérsichcrungsfell bei entsprechen—

der Anwendung der Grundsätze der Entscheidung des

Reichsversicherungsemts (RVAO) Nr„ 5471 vom 160 Iovem—

ber 1941 (AN. 1942 So 204) erst dann vorliegen könne9

wenn sie gesetzlich als solche anerkannt sei‚ habe hier

die Berufserenkheit (Silikose) erst am 1° August 1952

begonnen‚ während die Invalidität bereits im Januar 1952 einge—

treten sei° Deshalb sei nach 5 1274 Abs° 3 Nr° 1 RVO a„F„

eine Kürzung der Invalidenrente nicht zulässig°

Auf die rechtzeitig eingelegte Berufung der Beklagten

wies das Bayerische LSG„ die Klage unter Aufhebung
des sozielgerichtlichen Urteils ab: Entscheidend sei,

Wenn die erst später vom Gesetzgeber zu einer Berufs—

krankheit erklärte Krankheit (Silikose) als Krankheit

tatsächlich eingetreten sei; denn @ 1274 Abs„ 3 Nr„ 1

RVG e„Fo stelle nicht den Eintritt der Versicherungs—

fälle der Unfallversicherung und der lnrelidenvcrsiche—

rung, sondern die Zeitpunkte des Eintritts der Invali-

ditä und der BerufskTankheit gegenüber, und zwar in

beiden Fällen "als Zeitpunkte des Ecginns eines Zustandes“.

Der gesetzgeberischc Grund für diese Regelung sei die Ab—

sicht geweecn, Härten zu vermeiden, die sich ergäben‚ wenn

man 5 1274 Abs° 1 BVD a„F„ auf die in aller Regel recht

niedrige Unfallrente aus einem Unfall nach dem Eintritt

der Invalidität anwenden würde(: Die Grundsätzliche Ent—

scheidung (GEÄ) Nr° 5471 des RVA„ besage nichts Gegentei—
liges, denn auch sie stelle nicht die Zeitpunkte des Ein—

tritts der beiden Versicherungsfälle in der Inveliden—

und in der Unfallversiahcrung gegenüber„ Auf den Kläger

könne @ 1274 Abs° 3 Nrc 1 RVG a°Fo nicht angewandt wer—
den, weil seine später zur Berufskrankheit erklärte Staub—

lungcncrkrankung schon vor dem Eintritt der Invalidität

bestanden habco Wenn die Berufsgenossenecheft in ihrem

Bescheid el. "Beginn der Krankheit“ den Tag des'lnkraft—

tretens der Fünften Berufskrankheitcn-VO anführc, so habe

wsie in wahrheit nur eine Feststellung treffen wollen‚ von
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welchem Zeitpunkt an sie den Kläger wegen seiner Krank-

heit zu entschädigen habe° Somit habe die Beklagte

@ 1274 Abs? 3 Nr° 1 RVO a„F° zu Recht nicht auf die
Invalidenrente des Klägers angewandt°

Der Kläger hat gegen äas ihm am 25° Januar_1956 zugestell—

te Urteil mit einem beim Bundessozialgericht am 14. Fe—

bruar 1956 eingegangenen Schriftsatz die vom LSG° zuge—
lassene Revision mit dem Antrag eingelegt,

das Urteil des LSG° aufzuheben und die

Berufung der Beklagten gegen das Urteil

des SG„ Bayreuth vom 2° September 1954
zurückzuweisen°

Die Revision ist auf Verletzung des @ 1274 Abs„ 3 Nr„ 1
EVO aoFo und des 5 3 Abso 2 der Dritten Berufskrank—

heiten—VO in der Fassung der Fünften Berufskrankheiten—

VO gestützt: Als Zeitpunkt des Eintritts der Berufs—

krankheit sei nach 5 3 der Dritten Berufskrankheiten—VO

nicht "der Beginn der Krankheit im Sinne der Kranken—
versicherung", sondern der ”Beginn der Erwerbsunfähig—

keit im Sinne der Unfallversicherung" anzusehen, weil

dies für den Kläger im Sinne der angeführten Vorschrift

"günstiger" sei; Erwerbsunfähigkeit im Sinne der Unfall—

versicherung trete aber erst ein, wenn der Krankheits—

Msustand "im Sinne_der Unfallversicherung" die Entschä-

digungspflicht auslöse° Auch die GEO Nr° 5471 bezeichne

es als einleuchtend, dass der Versicherungsfall nicht

eher eingetreten sein könne, als bis sämtliche Voraus—

setzungen erfüllt seien, die das Gesetz für eine ent—

schädigungspflichtige Berufskrankheit fordere„

Die Beklagte beantragt, die Revision zurückzuweisen°

Sie weist zunächst darauf hin, dass der Revisions—

k äger unbestritten bereits seit Frühjahr 1951

an einer — nicht"schweren" — Silikose leiden In

rechtlicher Hinsicht führt sie aus: Wenn es nach

@ 3 Abs() 2 der Dritten Berufskrankheiten—VO auf
den Beginn der Krankheit im Sinne der Krankenver—JLaw – Gesetze und Urteile
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sicherung oder der Erwerbsunfähigkeit im Sinne der

Unfallversieherung ankomme, so sei damit auf den

Beginn eines Zustandes abgestellt„ Die gleiche Aus—

legung gelte auch für % 1274 Abs° 5 Nr„ 1 BVG anl“°

Es sei daher unerheblich, in welchem Zeitpunkt dert

Krankheitszustand versteherungsrechtlich zur Grundlage

[eines Leistungsanspru0hs aus der Unfallvereicherung

geworden sei„

II°

Die Revision ist zulässig, da sie nach 5 162 Abs° 1
Nro 1 SGG zugelassen sowie form— und fristgerecht ein—

gelegt und begründet werden ist° Sie konnte jedoch

keinen Erfolg haben„ %

Die Frage, ob der Bezug einer Rente aus der Un all—

versicherung das teilweise Ruhen der Invalidenrente

zur Folge hat,ist für Rentenbezugszeiten vor Inkraft—

treten des Arbeiterrentenversicherungs—Heuregelungs—

geeotzes (ArVX ) — 1„ Januar 1957 — nach den bis dahin

geltenden Vorschriften zu beurteilen (zu vgl„ Art„ 2

5 5 iov„ mit Art„ 2 5 233ArVIIIG)„ Nach der somit im
vorliegenden Fall für die Zeit bis zum 1° Januar 1957

massgebenden Vorschrift des 5 1274 RVG a„F„ wird die

Invalidenrente beim Zusammentreffen mit einer Ver—

letztenrent@ aus der Unfallversicherung zu drei Vier—
teln unverkürzt gewährt, während das restliche Viertel

bis zur Höhe der Verletztenrente ruht (@ 1274 Abs° 1);

nicht ein, wenn die Verletztenrente für einen Unfall

gewährt wir , der sich eret nach Eintritt der Inva—

lidität oder ■ach VOllendung des 65° Lebensjahres er—
eignet hat„ Diese Ausnehmevorschrift des 5 1274 Abso 3

Nr„ 1 BVD a„F„ beruht offenbar auf der Erwägung, dass

Unfallrenten aus einem Unfall, der sich bei einer Ar—

beit nach Eintritt der Invalidität ereignet hat, im

Hinblick auf den geringen Verdienst der Invaliden in
der Regel n r sehr niedrig sind und oft nicht einmal
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ein Viertel der Invalidcnrente erreichen werden; die

"Anrechnung" der Unfallrente auf die Invalidenrente

‘ nach @ 1274 Abs° 1 RVO a°F„ würde dann dazu führen‚
dass der Unfallverletzte trotz der Minderung seiner

Erwerbsfähigkeit durch den Unfall keine höheren Lei—

stungen erhalten wurde; e wäre also wirtschaftlich

so gestellt, wie wenn seine Tätigkeit nach dem Eintritt

der Invalidität nicht unfallVersichcrt gewesen wäre°

Von dieser Betrachtung ausgehend, schliesst @ 1274

Abs° 3 Nr° 1 EVO a„F„ die Kürzung der Invalidenrente

aus, wenn sich der Unfall erst nach Eintritt der'

Invalidität, also in der Regel bei erheblich gemin—

dertem Arbeitsverdienst‚ reignet hat°

Diese gesetzliche Regelung entSpricht auch einem Grund—

satz des Sozialversicherungsreehts, wonach für Grund

und Höhe einer Rente die Verhältnisse zur Zeit des

Versicherungsfalls massgebend sind„ Es Würde des inne—

ren Grundes enthehren—9 eine Kürzung der Invelidenrente

wegen solcher Umstände vorzunehmen, die erst nach Ein—

tritt der Invalidität entstanden sind und mithin für

die Begründung des Anspruchs auf Invilidenrente ohne

Bedeutung waren; wenn bei einem Versicherten der den

Anspruch auf Invalidenrente rechtfertigende Grad der

MdE„ schon vor Hinzutritt der durch einen späteren

Unfall eingetretenen weiteren Minderung der Erwerbs—

fähigkeit erreicht war, so wäre es unbillig, die Inva—

lidenrente wegen des neuen9 die Gewährung einer Unfall—

rente bedingenden Sachverhalts zu kürzen„ Auch diese

Erwägungen zeigen, dass es bei der Auslegung des

@ 1274 Abs° 3 Nr„ 1 RVO a„F„ nicht entscheidend sein

kann? wenn die rechtlichen Vora*ssetzungen für die

Gewährung von Leistungen der Invelidenversicherung

und der Unfallversichcrung erfüllt waren9 sondern dass

allein massgebend ist, ob der Unfall schon vor oder

bei Eintritt des Zustandes der Invalidität oder erst
460danach eingetreten is

Die dargelegten Grundgedanken der Vorschriften des
@ 1274 Absätze 1 und 5 Hr„ 1 RVG aoFo müssen für die
Auslegung dieser Vorschriften auch dann muss chend sein,

|":
_ , _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


wenn die Unfallrente, wie hier, nicht auf einem

Unfall, sondern auf einer Eerufskrankheit beruht°

Obwohl in @ 1274 RVO e„F° die Kürzung der Invali—
_

denrente nur für den Fall des Zusammentreffens einer

Invalidenrente mit einer "Verletztenrente" (Absätze

1 und 4) geregelt und diese Kürzung auch nur für den

Fall der G währung einer für einen “Unfall" bewillig—

ten Verletztenrente ausgeschlossen wird (Abs° 3), ist
doeh @ 1274 EVO unbedenklich auch anzuwenden, wenn

die Rente der Unfallversicherung wegen einer Berufs—

krankheit gewährt wird. Denn nach 5 545 Abs“ 1 Satz 2
EVO finden auf die durch Verordnung zu bezeichnenden

Berufekrankheiten die Vorschriften der Unfallversiche—

rung Anwendung, und zwar "ohne Rücksicht darauf, ob

die Krankheit durch einen Unfall oder durch eine schä—

digende Einwirkung verursacht ist, die nicht den Tat—

bestand dee Unfalls erfüllt"„ In Durchführung dieser

Vorschrift sieht sodann die Dritte Berufskrankheiten—

V0 in © 3 vor, dass für die Anwendung der unfallver—

sicherungerechtlichen Vorschriften auf Berufskrenkhei—

ten der Körperverletzung durch Unfall "die Erkrankung

an einer Berufskrankheit" und der Tötung durch Unfall

"der Tod infolge einer Berufskrenkheit" gleichetehenc
Der Gesetzgeber hat in 5 3 Abs° 2 der Dritten Berufs—
krankheiten—VO ferner die gerade hier wichtige Frage9

welcher Zeitpunkt bei einer Berufelrenkheit als Zeit

dequintritts des Unfallee gilt, [thin geregelt, dass

"als Zeitpunkt des Unfalls .„.‚ der Beginn der Krankheit

im Sinne der Krunkenversicherung oder, wenn dies für den

Versicherten günstiger ist, der Beginn der Erwerbsunfä—

higkeit im Sinne der Unfallversieherung" gilt„ Dem Zeit—

punkt des Eintritts des Unfalls ist also der Beginn der

"Krankheit im Sinne der Krankenversieherung" oder der
"Erwerbsunfähigkeit ih Sinne der Unfallversicherung"

gleichzustellen; bei einer Erkrankung im Sinne der

Krenkenversieherung kennt es also nicht darauf an,
ob des Krenkheitsgeschehen zur Zeit seines Eintritts

bereits vom Gesetzgeber als Berufekrankheit im Sinne

_ 8 _
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_ 8 _

des @ 545 RVG anerkannt war und demgemäss einen Anspruch
auf Entschädigung begründete° Dass auch der Gesetzgeber

gelegentlich von einer "Berufsk ankheit" spricht‚ die
noch nicht als solche gesetzlich anerkannt ist und daher

noch keinen Anspruch auf Entschädigung begründet, zeiät

@ 12 Abs° 1 Satz 3 der Dritten Berufskrankheiten-VO°

Diese Vers hrift regelt den Beginn der Entschädigungs-

pflicht für den Fall, dass ein Versicherter zur Zeit

des Inkrafttretens dieser VO "an einer Berufskrankheit”

leidet, die nicht schon auf Grund der Zweiten Berufs—

krankheiten—VO zu entschädigen war° Demnach setzt die

Anwendung des @ 1274 Abs° 3 Nr„ 1 RVO a„F„ bei Gewährung

einer Rente der Unfallversieherung Wegen einer Berufs—

krankhcit — entgegen der innahme der Revision — nicht

voraus, dass für die "Berufskrankheit" schon zur Zeit

des Eintritts der Invalidität eine Rente zu gewähren warn

Massgebend ist vielmehr, ob der Krankheitszustand, der

später vom Gesetzgeber als Berufskrankheit anerkannt wor—
den ist, bereits vor oder bei Eintritt der Invalidität

bestanden hat oder erst nach Eintritt der Invalidität

eingetreten ist„

Dieser Auslegung des © 1274 Abs„ 3 Nro 1 EVO a„F° steht
die GE. des RVA„ Nr„ 5471 (AE. 1942 S„ II 204) nicht

entgegen, wie auch das LSG° zutreffend angenommen hat;

Nach dieser Entscheidung gilt bei schwerer Staublungen—

erkrankung im Sinne der Nr° 17 der Anlage zur Dritten

Berufskrankheiten-VO als Zeitpunkt des Unfalls im Sinne

des @ 1274 Abs° 3 Nr° 1 RVG a„F„ derjenige Zeitpunkt,

in dem die Kranrheit als Berufskrankheit "entschädigungs—

pfliehtig", also "schwer■ wird° Damit soll indessen, wie
sich aus den Entscheidungsgründen ergibt, nicht gesagt

sein, dass schwere Staublungenerkrankungen, die bereits

193 dem Inkrafttreten der Dritten Berufskrankheiten—VO

vorgelegen haben, im Rechtssinn erst mit ihrer Anerkennung

als entschädigungspflichtige Berufskrankheiten durch die
genannte VO zur Entstehung gelangt sind° Das BVA° hat in

der angeführten Entscheidung offenbar nur solche Fälle

im Auge gehabt, in denen eine Staublungenerkrankung nach

dem Inkrafttreten der Dritten Berufshrankheiten—VO schwer

_ 9 _
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im Sinne dieser VO geworden ist° Insoweit fällt aber

die tatsächliche Entstehung einer schweren Staublungen—

erkrankung und die Begründung ihrer Entschädigungs—

pflicht zeitlich zusamren, so dass das RVAO als Zeit—

punkt des Unfalls bzw„ des Krankheitsheginns unbedenk—

lich den Zeitpunkt bezeichnen konnte, von dem an die

Krankheit entschädigun£spfliehtig, d„h„ "schwer",

geworden war° Nachdem nunmehr durch die Fünfte Berufe—

krankheiten-VO Staublungenerkrankungen (Silikose) ohne

Rücksicht auf den Grad der Erkrankung als Berufskrank—

heiten anerkannt sind (Nr° 27 a der Anlage zur Fünften

Berufskrankhcitcn—VO), ist der dem Unfallereignis

gleichsusetzende Beginn der Berufskrankheit als der

Beginn der Staublungcnerkrankung ohne Rücksicht auf

die Schwere der Erkrankung anzusehen, sofern die Krank-

heit nur behandlungsbeéürftig und daher als Krankheit

im Sinne der Krankenversicherung anzusehen ist„

Feststellurccn des Berufungs—Nach den tatsächlichen

gerichts war der Kläger schon seit Januar 1952 arbeits—

unfähig (im Sinne der Krankenv rsicherung) an Silikose
erkrankt; er war spätestens von diesem Zeitpunkt an

auch erwerbsunfühig im Sinne der Unfallversicherungo

Da somit sowohl die mit Arbeitsunfähigkeit verbundene

Krankheit (im Sinne der Krankenve*sicherung) als auch

die Erwerbsunfähigkeit (im Sinne der Unfallversicherung)

seit Anfang Januar 1952 bestanden, hat das Berufungs—
gericht mit Recht als “Zeitpunkt des Unfalls" naeh

5 3 Abs° 2 der Dritten Berufskrankheiten—VO einen Tag
im Januar 1952, also einen Zeitpunkt vor Eintritt der

Invalidität, angesehen° Deshalb ist die Ansicht der

Revision unzutreffend, als es für den Kläger günstiger

sei, wenn bei der Feststellung des "Zeitpunkts des Un—
falls" von den Eintritt der Erwerbsunfähigkeit und nicht

vom Beginn der Krankheit ausgegang n würde„
\ ;

Diese Feststellung des Beginns der "Berufskrankheit"

widerspricht nicht der festlegung des Krankheitsbe—
ginns in dem Rentenbewilligungshc:c? id der Berufs—
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genossenschaft vom 23° Februar 1953, in dem der Krank—
heitsbeginn auf den Zeit;unkt bestimmt werden ist, an

dem die Fünfte Berufskrcnkheitcn—VO in Kraft getreten

war (1. August 1952) und mithin die Entschädigungs—
pflicht auch wegen einer noch nicht schweren Silikose

einsetzteo Der 5, Senat des BundesSozialgerichts hat
idie Frage, ob die Feststellungen des Unfallverfahrensi

- in einem nach @ 1274 RVO aoF„ über das Ruhen der Inva—
lidenrente stattfindenden Verfahren für die Invaliden—

versicherung in irgendeiner Porn rechtlich bindend sind,

dahinstehen lassen (BSG° 1 S, 253)° Auch der erkennende

Senat hatte diese Frage nicht zu entscheiden, weil der

Beginn der Unfallrente des Klägers — in einem gewissen

Gegensatz zum Wortlaut des Beseheids der Berufsgenossen—

schaft - hier nicht aus dem tatsächlichen Beginn der

Berufskrankheit des Klägers, sondern daraus hergeleitet

ist, dass die Fünfte Berufskrankheiten—VO am 1; August

1952 in Kraft getreten ist. Der Bescheid der Berufsge—

nossenschaft spricht daher auch nur davon, dass der

1„ August 1952 als Tag des Beginns der Berufskrankheit

"gilt"° Mit dieser Feststellung im Unfallverfahren

wird allein zum Ausdruck gebracht, dass die_Berufskrank—

heit des Klägers nicht etwa erst nach dem Inkrafttreten

der Fünften Berufskrankheiten—VO eingetreten ist, ohne

dass damit eine Feststellung über den wirklichen Beginn

der Staublungenerkrankung des Klägers getroffen wäre,

auf den es bei Bewilligung der Unfallrente auch gar

nicht anham° Der Bescheid der Berufsgenoseenschaft

betrifft demnach nicht, wie es zunächst scheinen könnte,

den Beginn der Silikoseerkrankung des Klägers, sondern

allein den Beginn seiner Rente (1, August 1952); auf

diesen Zeitpunkt kommt es aber bei Anwendung des @ 1274

Abs° 3 Nr, 1 BVG a,F„ nach der oben dargelegten Ansicht

des Senats hier nicht an,

Nach 5 1278 EVO nOP„ i„V. mit Art, 2 5 23 ArVNG ergeben
sich in bezug auf die vorstehend erörterten Voraussetzun—

gen des Ruhens sowie eines Ausschlusses der Ruhensvor—
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schriften keine Abweichungen. Die Kürzung der Rente des

Klägers gilt daher auch für die Rentenbezugszeiten nach

dem 10 Januar 1957 (Art° 2 5 25 ArVNG)„ Jedoch besteht

hinsichtlich der Höhe der Kürzung für die Zeit vom

10 Januar 1957 an ein Unterschied, dem zugunsten des

Klägers Rechnung zu tragen ist (vgl° BSG° 2 S„ 188)° Die
Kürzung der Invelidenrente des Klägers darf nämlich vom
1„ Januar 1957 ab nur noch 15 v„H„ betragen°

Da der Anspruch des Klägers auf unverkürzte Zahlung sei—

ner Invalidenrente nicht begründet ist, war seine Revi—

sion zurückzuweisen° Weil sich aber für die Zeit vom

10 Januar 1957 an eine andere Berechnung des ruhenden

Teiles der Invalidenrente ergibt, musste die Beklagte

insoweit verurteilt werden, dem Kläger einen neuen

Bescheid zu erteilen°

Die Kostenenteoheidung beruht auf 5 195 SGG° Eine Kosten—

erstettungspflieht der Beklagten kommt, auch soweit sie

verurteilt wurde, nicht in Betracht, da der Kläger nur in

einem untergeordneten Punkte, in dem ihm besondere Kosten

nicht entstanden sind, obgcsiegt hat (vgl° @ 92 Abs„ 2
ZPO)G
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